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Vormundschaft, Bindung an vorbestehende Verträge
Sachverhalt

Fall nach Art. 369 ZGB, Hr. B, geb. 1956
 

Hr. B. ist auf Grund eines Unfalls in der Kindheit geistig behindert. Er wohnt in einer 5-Zimmer-Wohnung hinter der Bäckerei/Café, die seine Schwester und deren Ehemann (Ehepaar H.) führen. Tagsüber arbeitet Hr. B. in einer Behindertenwerkstatt, dort isst er zu Mittag. Frühstück, Abendessen sowie die Essen an den Wochenenden bekommt er vom Ehepaar H. Die Wäsche wird ihm durch eine "Wäschefrau" (Fr. W) besorgt, die auch für das Café arbeitet. Fr. W. schaue auch zu Hr. B., wenn das Ehepaar H. in den Ferien ist oder sonst abwesend. 
Die Vormundschaft wurde bis Ende Jahr von Fr. H., der Schwester von Hr. B. geführt. Der Bezirksrat befand jedoch, dass die Buchführung von Fr. H. nicht korrekt sei. Es fehlten Belege, die Zinsen des Darlehens wurden nicht transparent abgerechnet und es fehlte eine Amortisation des Darlehens. Zudem wurden Rechnungen gar nicht oder zu spät bezahlt, sodass unnötige Mahn- und Betreibungskosten entstanden sind.
Das Ehepaar H. bekam bei der Erbteilung ein Darlehen von Hr. B. in der Höhe von Fr. 550'000.-- zugesprochen. In einem alten (jedoch immer noch gültigen Vertrag) wurde abgemacht, dass das Ehepaar H. jeweils eine Jahreszins bezahlt und zwar zu einem 1 % unter dem Hypozins der ZKB. Hr. B. verfügt über ein Vermögen von ca. Fr. 700'000.--.
1. Frage
Darf ich diese Vergünstigung als Vormündin akzeptieren?
2. Frage
Das Ehepaar schlug eine Amortisation von Fr. 1'000.-- pro Monat vor. Falls die Jahresrechnung des Cafés günstig ausfalle, werden sie auch mehr bezahlen.
Die Miete für die 3 Zimmer, die Hr. B. von seiner 5-Zimmer-Wohnung benutzt wird folgendermassen berechnet.
Miete ohne Nebenkosten Fr. 1'400.--
Essen, Anteil Wäsche Fr. 1'100.--  (Morgenessen, Nachtessen und Wochende)
Total Fr. 2'500.-- Es werden keine Nebenkosten mehr verrechnet.
Der Bezirksrat monierte die intransparente Abrechnung für Miet- bzw. Nebenkosten.
3. Frage
Kann ich einen Vertrag mit den oben erwähnten Zahlen akzeptieren?
Hr. B. muss wöchentlich zum Coiffure, da ihm ein Schädelknochen fehle und es den Familienmitgliedern nicht möglich ist, ihn am Kopf zu berühren.
Kostenpunkt Fr. 160.-- /Monat
Taxifahrten Fr. 120.--/Monat, da der Rücktransport am Freitag nicht mehr organisiert wird.
 

4. Frage
Kann ich diese Auslagen akzeptieren?
Erwägungen

1. Frau H. war bis Ende Jahr 2004 Vormundin. Falls aufgrund des Prüfungsberichts von VB und Bezirksrat dem Mündel durch die Amtsführung ein Schaden entstanden ist, kann das Mündel, vertreten durch die Nachfolgerin, diesen Schaden durch Verantwortlichkeitsklage (beziehungsweise vorgängig auf dem Weg einer gütlichen Einigung) geltend machen (Art. 426 ZGB).

2. Zunächst stellt sich die Frage nach der Verbindlichkeit des Erbteilungsvertrages, mit welchem dem Bruder und dessen Ehefrau offenbar ein Darlehen zu Vorzugskonditionen zulasten des Mündels gewährt worden ist. Die Lösung mutet auf den ersten Blick etwas zweifelhaft an, wenn zulasten einer geistig behinderten Person grösseres Vermögen zu marktunüblichen Zinsen Dritten zur Verfügung gestellt wird. Im vorliegenden Fall lassen sich allerdings ohne Kenntnis der näheren Umstände (Zeitpunkt der Erbanfalls und der Erbteilung, Vertretung des Mündels, Genehmigungsorgane, Erwägungen zur Genehmigung der Erbteilung) keine zuverlässigen Auskünfte erteilen. Zu prüfen ist insbesondere
a. Die hinreichende Vertretung des geistig behinderten Erben

b. Die hinreichende Genehmigung des Erbteilungsvertrages (ins. Art. 421 Ziff. 9 ZGB)

c. Das Motiv zur Genehmigung des günstigen Darlehens

Je nach dem lässt sich nicht ausschliessen, dass die getroffene Regelung ihre Berechtigung hat. Wenn sie formal korrekt getroffen worden ist, dürfte sie kaum mehr rückgängig zu machen sein. Besteht ein formaler Fehler, so kann unter Umständen Ungültigkeit vorliegen, wobei aufgrund der Tatsache, dass B. unter Vormundschaft steht, eine Berufung auf Art. 19-21 OR (Verstoss gegen zwingendes Recht, gegen die öffentliche Ordnung, die guten Sitten oder das Recht der Persönlichkeit, oder Übervorteilung durch Ausbeutung einer Notlage, Unerfahrenheit oder Leichtsinn) kaum in Betracht fällt, zumal die Anfechtungsfristen verjährt sein dürften. 
Hingegen kann die Haftung vormundschaftlicher Organe für verursachten Schaden zur Diskussion stehen. Wie gesagt bedarf es aber hiezu detaillierterer Abklärungen und zusätzlicher Informationen.

3. Ob die Miete in der Höhe von Fr. 1'400.- für eine 5-Zimmerwohnung gerechtfertigt ist, müsste anhand einer Schatzung beurteilt werden. Hiezu kann entweder der Mieterverband oder das zuständige Mietamt beigezogen werden.

4. Die Pauschale für Nebenkosten und Ernährung (5 Tage Halbpension und 2 Tage Vollpension pro Woche) sowie Wäsche entspricht einem Aufwand von rund Fr. 37.- pro Tag. Es empfiehlt sich, die transparenter zu gestalten, in Kostenanteile aufzugliedern und die Angemessenheit auf dieser Basis zu berechnen. Eine gewisse Grosszügigkeit scheint mir im vorliegenden Fall insofern am Platz, als der betreuten Person durch die getroffene Lösung ein vertrautes soziales Umfeld, welches sich auch in nicht vorhersehbaren Situationen um Herrn B. kümmern wird und kann, gesichert wird. Damit soll gesagt sein, dass nach meinem Dafürhalten in derartigen Modellfällen nicht jeder Rappen Entschädigung zu rechtfertigen ist, sondern unter dem Aspekt des Mündelwohls lediglich die Angemessenheit zu prüfen ist und die betreute Person nicht durch Ausnützung ihrer Notlage übervorteilt wird. 

5. Dasselbe gilt für die Haarpflege. Es sind Auslagen, welche direkt der Person des Betreuten zugute kommen, und deshalb bei hinreichend finanziellen Ressourcen nicht zwingend nach Sparpotenzial zu hinterfragen sind.


6. Was den Taxidienst anbelangt scheint mir eine Rücksprache mit der Behindertenwerkstatt doch angebracht (wenn ich den Grund des „Rücktransportes“ richtig verstanden habe). Unter Umständen lässt sich hier je nach Region über Behindertentransportdienste, Freiwilligenorganisationen, Pro Infirmis oder die öffentlichen Verkehrsbetriebe etc. eine andere Lösung finden. Solange Sie als Vormundin keine andere adäquate Lösung finden konnten, werden diese Auslagen wohl unvermeidlich sein.


Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

lic. iur., Fürsprecher und Notar, Schernelz, 2514 Ligerz
8. April 2005
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